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Zukunft der Rente: Wagenknecht
kritisiert Ampel-Koalition scharf

Steuern belastet Rentner zunehmend: Sahra Wagenknecht
kritisiert Ampel-Koalition für Rentenbesteuerung und

fordert Änderungen.

Dresden – Die Rentenpolitik in Deutschland steht zurzeit unter
intensiver Beobachtung, insbesondere im Hinblick auf die
anstehenden Landtagswahlen in Sachsen und Thüringen. Ein
besonders heiß diskutiertes Thema sind die Steuern auf Renten,
die viele der rund 22 Millionen Rentnerinnen und Rentner in
Deutschland betreffen. Sahra Wagenknecht, die Vorsitzende des
Bündnisses, hat sich erneut deutlich gegen die steuerliche
Belastung der Rentner ausgesprochen und bezeichnet dies als
politischen Fehler. Diese Thematik könnte vor den Wahlen viele
Wähler in den Landtagswahlurnen beeinflussen.

Wagenknecht kritisierte, dass die Besteuerung der Rente die
Lebensleistung der Rentner nicht anerkennt. „Sie zieht den
Rentnern immer mehr Geld aus der Tasche und drückt das
ohnehin viel zu niedrige Rentenniveau noch weiter nach unten“,
äußerte sie in einem Gespräch mit der Deutschen Presse-
Agentur. In ihrer Argumentation fordert sie eine
Rentensteuerbremse, um sicherzustellen, dass gesetzliche
Renten unter 2000 Euro nicht besteuert werden. Ihrer Ansicht
nach muss die neue Landesregierung aus Dresden heraus eine
Bundesratsinitiative starten, um dieser Problematik
entgegenzuwirken.

Rentenbesteuerung und ihre Folgen



Eine aktuelle Erhöhung der Renten im Jahr 2024 lässt nunmehr
auch die steuerpflichtigen Rentnerzahlen steigen. Laut dem
Bundesfinanzministerium wird geschätzt, dass etwa 114.000
Rentner in Deutschland aufgrund der Rentenerhöhung
steuerpflichtig werden. Damit liegt die Gesamtzahl der
steuerpflichtigen Rentner bei etwa 6,3 Millionen, was eine
erhebliche Zahl innerhalb der Rentnergemeinschaft darstellt.
Dies geschah nachdem zu Jahresbeginn noch die Zahl der
steuerpflichtigen Rentner um 224.000 gesunken war, bedingt
durch eine Erhöhung des Grundfreibetrags, der durch die
Inflation auf fast 700 Euro angepasst wurde.

Für viele Rentner ist es entscheidend, ob ihre Renten aufgrund
der Erhöhung über den Grundfreibetrag von 11.604 Euro
steigen. Bei Verheirateten verdoppelt sich dieser Betrag. Zudem
zählen neben der gesetzlichen Rente auch weitere Einnahmen,
wie z.B. Unternehmensrenten oder Mieteinnahmen, zu dem
Gesamteinkommen, welches besteuert wird. Die Sorge um die
steuerliche Belastung nimmt zu, da befürchtet wird, dass trotz
dieser Erhöhung viele Rentner weiterhin unter der Steuerpflicht
leiden müssen.

Unterschiede zwischen Ost- und
Westdeutschland

Die steuerliche Behandlung von Renten ist im Osten und Westen
Deutschlands ungleich verteilt. Eine Bundestagsanfrage zeigte,
dass 2023 in Sachsen etwa 71 Prozent der Renten
steuerpflichtig waren, während in Westdeutschland diese Zahl
unter 68 Prozent lag. Im Jahr 2015 belief sich dieser Prozentsatz
in Sachsen noch auf 58 Prozent. In diesem Kontext wurden 2022
in Sachsen Rentenausgaben von 24,7 Milliarden Euro
verzeichnet, wobei davon 17,6 Milliarden Euro steuerpflichtig
waren.

Außerdem gibt es einen signifikanten Unterschied bei der Höhe
der Einkommensteuer, die auf die Renten erhoben wird. Eine
Standardrente im Osten, die sich auf 20.768 Euro jährliches



Einkommen beläuft, bringt eine Steuerlast von 241 Euro mit
sich, während im Westen nur 132 Euro gezahlt werden müssen.
Diese Diskrepanz wird noch deutlicher, wenn man die Zahlen
von Rentnern betrachtet, die 2020 in Rente gingen: Im Osten
müssen sie jährlich 542 Euro Steuern zahlen, im Westen sind es
524 Euro.

Die Gründe für diese Ungleichheit sind vielschichtig. Seit 2005
gibt es eine schrittweise Umstellung auf eine nachgelagerte
Rentenbesteuerung. Hierbei werden Rentenbeiträge bei der
Einkommensteuer abgezogen, was später zu steuerlichen
Verpflichtungen auf die ausgezahlte Rente führt. Dieses System
sorgt dafür, dass sich die Steuerpflicht von Jahr zu Jahr
verändert und langfristig zu einer vollständigen Besteuerung
von Renten führen soll.

Ein Blick auf die Zahlen der Rentenbezieher

Die Daten des Statistischen Bundesamtes zeigen, dass im
vergangenen Jahr etwa 22,1 Millionen Menschen in Deutschland
Rente bezogen. Dies stellt einen Anstieg von 0,6 Prozent bzw.
121.000 Rentnern im Vergleich zu 2022 dar. Zudem stiegen die
Gesamtzahlungen aus gesetzlicher, privater oder betrieblicher
Rente um 4,9 Prozent auf 381 Milliarden Euro. Dieser Anstieg
verdeutlicht die wachsende Herausforderung, die die
Rentenbesteuerung für eine immer größere Zahl von Rentnern
in Deutschland darstellt.

Nachgelagerte Rentenbesteuerung: Ein
komplexes Thema

Die nachgelagerte Rentenbesteuerung ist ein zentrales Element
in der Rentendebatte. Sie wurde eingeführt, um sicherzustellen,
dass die Rentner zu einem späteren Zeitpunkt für die von ihnen
eingezahlten Beiträge Steuern zahlen. Diese Regelung sorgt
jedoch auch für Unsicherheiten und Herausforderungen in der
Rentenbesteuerung und wirft Fragen zur Fairness und



Gerechtigkeit auf – besonders im Hinblick auf die
unterschiedlichen Besteuerungsraten in Ost- und
Westdeutschland.

Rentenreformen und politische
Diskussionen

Die Rentenpolitik in Deutschland steht zunehmend im Fokus
politischer Diskussionen. Die Herausforderungen, die sich aus
dem demografischen Wandel ergeben, machen eine Reform der
Rentensysteme unumgänglich. Experten warnen davor, dass
eine anhaltend hohe Steuerlast auf Renten die soziale
Ungleichheit verstärken könnte. Dies könnte letztlich zu einem
Gefühl der Ungerechtigkeit unter Rentnerinnen und Rentnern
führen, was sich auch an den Wahlausgängen niederschlagen
könnte. In den letzten Jahren wurde die Rente immer wieder als
zentrales Wahlkampfthema aufgegriffen, insbesondere mit Blick
auf die bevorstehenden Landtagswahlen in Sachsen und
Thüringen.

In dieser Diskussion spielt auch die Frage der Bürgergeld-Reform
eine zentrale Rolle. Sahra Wagenknecht und andere Politiker
argumentieren, dass die Rentenbesteuerung unrechtmäßig sei
und vorschlagen, eine Bürgergeldreform anzustoßen, die nicht
nur den Rentnerinnen und Rentnern zugutekommen, sondern
auch die soziale Sicherheit insgesamt erhöhen könnte. Solche
Reformen könnten zu einer Entlastung der Rentner führen und
ihnen zu einem höheren Lebensstandard verhelfen. 

Die Rolle des Grundfreibetrags in der
Rentenbesteuerung

Eine der wesentlichen Änderungen in der Rentenbesteuerung ist
der Grundfreibetrag, der für viele Menschen von Bedeutung ist.
Im Jahr 2024 liegt dieser Freibetrag bei 11.604 Euro für
Alleinstehende und dem doppelten Betrag für Verheiratete.
Dieser Betrag wird nicht besteuert und bildet somit eine



wichtige finanzielle Grundlage für Rentner. Die stufenweise
Erhöhung des Freibetrags soll sicherstellen, dass weniger
Rentner steuerpflichtig sind, wodurch eine gewisse Entlastung
erfolgt, allerdings gibt es deutlich wahrnehmbare Unterschiede
zwischen Ost- und Westdeutschland.

In Sachsen und anderen ostdeutschen Bundesländern zeigt sich,
dass ein größerer Anteil an Renten steuerpflichtig ist als im
Westen. Dies wird insbesondere durch die unterschiedlichen
Einkommensstrukturen und den steigenden Anteil von
Betriebsrenten begünstigt. Die steuerliche Belastung kann somit
maßgeblich von der Region abhängen, was in der öffentlichen
Diskussion oft kritisiert wird. 

Aktuelle Statistiken zur Rentenbesteuerung

Laut aktuellen Statistiken des Statistischen Bundesamtes
(www.destatis.de) lebten im Jahr 2023 etwa 22,1 Millionen
Rentner in Deutschland, was einem Anstieg von 121.000 im
Vergleich zum Vorjahr entspricht. Darüber hinaus wurden im
vergangenen Jahr insgesamt 381 Milliarden Euro aus
gesetzlichen, privaten und betrieblichen Rentenleistungen
gezahlt, was einer Erhöhung von 4,9 Prozent entspricht. 

Die Diskussion um die Rentenbesteuerung spiegelt sich auch in
der öffentlichen Meinung wider. Eine Umfrage des
Meinungsforschungsinstituts Infratest dimap hat gezeigt, dass
eine Mehrheit der Deutschen die Besteuerung der Renten als
unfair empfindet. rund 66 Prozent der Befragten plädierten für
eine grundlegende Reform dieser Steuerpolitik, um Rentner
finanziell zu entlasten. 

Diese Daten und Statistiken verdeutlichen, dass die
Rentenpolitik in Deutschland ein vitales Thema ist, das sowohl
soziale als auch wirtschaftliche Dimensionen hat und weiterhin
auf der politischen Agenda stehen wird.
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